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Neues aus Gesetzgebung & 
Finanzverwaltung 

BMF: Vorsteuer-Vergütungsverfahren für nicht im Gemeinschaftsgebiet 
ansässige Unternehmer 

Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat am 27. März 2025 ein Schreiben 
zum Vorsteuer-Vergütungsverfahren für nicht im Gemeinschaftsgebiet ansässige 
Unternehmer veröffentlicht. 

Hintergrund 

Im Vorsteuer-Vergütungsverfahren für nicht im Gemeinschaftsgebiet ansässige 
Unternehmer sind die Vorsteuerbeträge durch Vorlage von Rechnungen und 
Einfuhrbelegen im Original nachzuweisen (§ 61a Absatz 2 Satz 3 UStDV). Nicht 
im Gemeinschaftsgebiet ansässige Unternehmer müssen zudem durch 
behördliche Bescheinigung nachweisen, dass sie als Unternehmer unter einer 
Steuernummer eingetragen sind (§ 61a Absatz 4 UStDV). 

Dazu führt das BMF aus: 

1. Einreichung von elektronisch übermittelten Rechnungen: 
o Im Falle von elektronisch übermittelten Rechnungen (E-

Rechnungen oder sonstige Rechnungen in einem anderen 
elektronischen Format) können diese auf einem 
Speichermedium (z. B. USB-Stick) oder durch Hochladen im 
Portal des Bundes (BOP), welches BZSt betrieben wird, 
vorgelegt werden. 

o Der Nachweis nach § 61a Absatz 4 UStDV (sog. 
Unternehmerbescheinigung) ist nach dem Muster USt 1 
TN (vgl. BMF, Schreiben v. 18.11.2022 - III C 3 - S 
7359/20/10007 :001 (2022/1126438) -, BStBl I S. 1592) oder 
einer dem Muster USt 1 TN inhaltlich entsprechenden 
digital ausgestellten Bescheinigung zu führen und dem 
BZSt vorzulegen. 

2. Änderungen im UStAE v. 1.10.2010, BStBl I S. 846 
o Im Abkürzungsverzeichnis wird nach der Angabe „CEREC = 

Ceramic Reconstruction (Keramische Rekonstruktion)“ die 
Angabe „E-Rechnung = elektronische 
Rechnung“ eingefügt. 
 
 

o Abschnitt 18.14 Absatz 4 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Die Vorsteuerbeträge sind durch Vorlage von Rechnungen und 
Einfuhrbelegen im Original nachzuweisen (§ 61a Abs. 2 Satz 3 
UStDV), im Falle von elektronisch übermittelten Rechnungen (E-
Rechnungen oder sonstige Rechnungen in einem anderen 
elektronischen Format) können diese auf elektronischem Weg 
eingereicht werden (insbesondere zusammen mit dem Antrag 

https://datenbank.nwb.de/Dokument/1060472/
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über das BZSt-Online-Portal (BOP) oder gesondert über das BZSt 
online.portal oder durch Vorlage auf einem Speichermedium); die 
Belege können allenfalls bis zum Ende der Antragsfrist nachgereicht 
werden (vgl. BFH-Urteile vom 18.01.2007 – V R 23/05, BStBl II S. 430, 
und v. 19.11.2014 – V R 39/13, BStBl II 2015 S. 352).“ 

o Abschnitt 18.14 Absatz 7 Sätze 1 und 2 werden wie folgt 
gefasst: 

 „Der Nachweis nach § 61a Abs. 4 UStDV ist nach dem Muster USt 1 
TN oder einer inhaltlich entsprechenden digital ausgestellten 
Bescheinigung zu führen und dem BZSt vorzulegen. 
Hinsichtlich des Musters USt 1 TN wird auf das BMF-Schreiben vom 
18.11.2022, BStBl I S. 1592, hingewiesen.“ 

Anwendungsregelung 

Die Regelungen des Schreibens sind in allen offenen Fällen anzuwenden. 

Fundstelle 

BMF, Schreiben vom 27. März 2025, III C 3 - S 7359/00050/005/072.  

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/Umsatzsteuer-Anwendungserlass/2025-03-27-vorsteuer-verguetungsverfahren.pdf?__blob=publicationFile&v=3
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Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 3. April 2025 

 
 
Besteht an einer Kapitalgesellschaft eine atypisch stille Beteiligung, 
kann sie dennoch Organgesellschaft im Rahmen einer 
körperschaftsteuerrechtlichen Organschaft sein, da sie 
ihren --unter Berücksichtigung der Gewinnbeteiligung des stillen 
Gesellschafters ermittelten-- handelsrechtlichen Jahresüberschuss 
als "ganzen Gewinn" im Sinne des § 14 Abs. 1 Satz 1 des 
Körperschaftsteuergesetzes an den Organträger abführen kann. 
 
Zum Urteil, siehe auch das teilweise inhaltsgleiche Urteil I R 17/21 
und die Pressemitteilung 021/25. 
 
 
 
 
 
 
Die außerbilanzielle Hinzurechnung nach § 7g Abs. 2 Satz 1 EStG 
lässt das steuerliche Kapitalkonto des Kommanditisten im Sinne 
des § 15a EStG unberührt. Sie ist daher nicht in die Ermittlung des 
verrechenbaren Verlustes gemäß § 15a EStG einzubeziehen. Ein 
Kapitalkonto im Sinne des § 15a EStG liegt in der Regel vor, wenn 
auf dem Konto auch Verluste verbucht werden, die auf diese 
Weise stehen gebliebene Gewinne aufzehren können (Bestätigung 
der Rechtsprechung). Kann der Kommanditist frei über das auf 
dem für ihn geführten Gesellschafterkonto bestehende Guthaben 
verfügen, spricht dies gegen die Einordnung des Kontos als 
Kapitalkonto im Sinne des § 15a EStG. 
  
Zum Urteil 
 
 
Eine Veräußerung, die zur Entstehung eines 
Einbringungsgewinns II (§ 22 Abs. 2 Satz 1 UmwStG 2006) führt, 
liegt auch dann vor, wenn die Kapitalgesellschaft, deren Anteile im 
Rahmen eines qualifizierten Anteilstausches in eine andere 
Kapitalgesellschaft eingebracht worden sind, innerhalb von sieben 
Jahren nach dem Einbringungszeitpunkt in eine 
Personengesellschaft formgewechselt wird. Jedenfalls dann, wenn 
die eingebrachten Anteile durch den Formwechsel nicht wieder in 
denjenigen ertragsteuerlichen Status zurückfallen, den sie vor der 
Einbringung hatten, ist weder eine teleologische Reduktion des 
§ 22 Abs. 2 Satz 1 UmwStG 2006 vorzunehmen noch ist die 
Besteuerung eines Einbringungsgewinns II unbillig im Sinne des 
§ 163 der Abgabenordnung. 
 
Zum Urteil 
 
 

Urteil I R 33/22: 
Organschaft und 
atypisch stille 
Beteiligung 
 
 
 
 
 
 
 
11. Dezember 2024 
 

Urteil IV R 28/23: Zur 
Auswirkung der 
Hinzurechnung gemäß 
§ 7g Abs. 2 Satz 1 
EStG auf die Höhe des 
verrechenbaren 
Verlustes gemäß § 15a 
EStG und zum Begriff 
des Kapitalkontos im 
Sinne des § 15a EStG 
 
16. Januar 2025 
 

 

 
Urteil X R 26/22: 
Formwechsel als 
Veräußerung im Sinne 
der Regelung über 
den 
Einbringungsgewinn II 
 
 
 
 
 
27. November 2024 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202520061/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202520065/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/presse/pressemeldungen/detail/organschaft-und-atypisch-stille-beteiligung/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202510057/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202520058/
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Weitere Veröffentlichungen vom Tage:  
 

Urteil II R 29/21: Grunderwerbsteuer beim Erwerb von 
Gesellschaftsanteilen durch einen Treuhänder; Aufnahme des 
Insolvenzverfahrens durch den Insolvenzverwalter 
20. November 2024 
Zum Urteil 

 
Rechtsprechung im Blog 

 
Wirtschaftliches Eigentum an zur Sicherheit übereigneten Aktien 
Der Bundesfinanzhof (BFH) hat über das wirtschaftliche Eigentum an zur 
Sicherheit übereigneten Aktien entschieden. Werden Aktien zur Sicherheit 
übereignet, sind sie steuerlich ab dem Eigentumsübergang dem Erwerber und 
Sicherungsnehmer zuzurechnen, wenn dieser die wesentlichen mit den Aktien 
verbundenen Rechte (insbesondere Veräußerung und Ausübung von 
Stimmrechten) rechtlich und tatsächlich unabhängig vom Eintritt eines 
Sicherungsfalls ausüben kann. 
Sachverhalt 
Im Streitfall hatte die Klägerin mit ihrer Bank zeit- und betragsgleiche, 
gegenläufige Wertpapierpensions- und Wertpapierdarlehensgeschäfte 
abgeschlossen. Für die Dauer der Wertpapierdarlehen erhielt sie als Sicherheit 
börsennotierte britische Aktien von ihrer Bank gegen Zahlung einer Gebühr. Über 
diese Aktien konnte sie uneingeschränkt verfügen und mit ihnen verbundene 
Stimmrechte ausüben. Bei Beendigung der Wertpapierdarlehen musste sie Aktien 
gleicher Art und Menge zurückübertragen. Ausgeschüttete Dividenden hatte sie 
zeit- und betragsgleich an ihre Bank weiterzuleiten. 
Da bezogene Dividenden nach damaliger Rechtslage steuerfrei gewesen sind, 
die Weiterleitung der Dividenden jedoch steuerlich als Betriebsausgabe abziehbar 
war, ergab sich in Höhe der bezogenen Dividenden ein steuerlicher Verlust. 
Diesen Verlust maximierte die Klägerin, indem sie Aktien, deren Ausschüttungen 
sie bereits empfangen hatte, vorzeitig gegen solche austauschte, bei denen die 
Ausschüttung noch anstand. 
Das Finanzamt sah hierin einen Missbrauch von rechtlichen 
Gestaltungsmöglichkeiten (§ 42 der Abgabenordnung –AO–) und erhöhte den 
Gewinn der Klägerin um die bezogenen Dividenden. Eine Klage blieb erfolglos. 
Das Finanzgericht rechtfertigte die Gewinnerhöhungen damit, dass die britischen 
Aktien im Zeitpunkt des Dividendenbezugs steuerlich nicht der Klägerin, sondern 
ihrer Bank zuzurechnen seien, so dass es auf einen Gestaltungsmissbrauch nicht 
ankam (siehe unseren Blogbeitrag). 
Entscheidung des BFH 
Dem ist der BFH entgegengetreten. 
Die Aktien waren steuerlich nach § 39 AO der Klägerin zuzurechnen, weil ihr –
anders als beim klassischen Sicherungseigentum– die wesentlichen mit den 
Aktien verbundenen Rechte zugestanden haben. 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202520056/
https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/228661/kein-uebergang-des-wirtschaftlichen-eigentums-in-bestimmten-faellen-der-wertpapierleihe/
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Nicht relevant sind für die Zurechnung subjektive Absichten, bestehende 
Befugnisse auch wahrnehmen zu wollen. Solche Motive können jedoch bei einer 
Prüfung des Vorliegens eines Gestaltungsmissbrauchs beachtlich sein. 
Ob ein solcher vorliegt, konnte der BFH jedoch auf der Grundlage der 
tatsächlichen Feststellungen des Finanzgerichts nicht abschließend prüfen. Er hat 
den Fall daher an das Finanzgericht zurückverwiesen. 
Fundstelle 
BFH, Urteil vom 13. November 2024 (I R 3/21), veröffentlicht am 27. März 2025, 
vgl. die Pressemitteilung 020/25. 
 
Anwendung der Bruttomethode im Fall der Ausschüttung einer EU-
Kapitalgesellschaft an eine deutsche Organgesellschaft 
Ausschüttungen, die eine deutsche Organgesellschaft von einer dänischen 
Tochter-Kapitalgesellschaft bezieht, sind in dem der deutschen Organträger-
Personengesellschaft zuzurechnenden Einkommen in voller Höhe ohne 
Anwendung des § 8b Abs. 1 KStG enthalten (§ 15 Satz 1 Nr. 2 KStG). Ein 
Verstoß gegen Art. 4 Abs. 1 der Richtlinie 90/435/EWG des Rates vom 
23.07.1990 über das gemeinsame Steuersystem der Mutter- und 
Tochtergesellschaften verschiedener Mitgliedstaaten ist damit nicht verbunden. 
Dies hat der Bundesfinanzhof (BFH) in einem aktuellen Urteil entschieden. 
Sachverhalt 
Streitig ist, ob die Besteuerung von Ausschüttungen einer in einem Mitgliedstaat 
der Europäischen Union (EU) ansässigen Beteiligungsgesellschaft an eine 
deutsche Organgesellschaft bei der deutschen Organträger-Personengesellschaft 
gegen die Richtlinie 90/435/EWG des Rates vom 23.07.1990 über das 
gemeinsame Steuersystem der Mutter- und Tochtergesellschaften verschiedener 
Mitgliedstaaten (Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften --ABlEG-- 1990, Nr. 
L 225, 6, Nr. L 266, 20) --Mutter-Tochter-Richtlinie (MTR)--, neu gefasst durch 
Richtlinie 2011/96/EU des Rates vom 30.11.2011 über das gemeinsame 
Steuersystem der Mutter- und Tochtergesellschaften verschiedener 
Mitgliedstaaten (Amtsblatt der Europäischen Union 2011, Nr. L 345, 8) verstößt. 
Anlass der Entscheidung war das Begehren des Klägers, die 
Gewinnausschüttungen einer ausländischen Kapitalgesellschaft an eine 
Organgesellschaft bei der Organträgerin steuerfrei zu stellen. Im 
Entscheidungsfall bestand die Besonderheit, dass der Gewinnabführungsvertrag 
zwischen einer Einheits-GmbH & Co. KG als Organträgerin und ihrer 
Komplementär-GmbH als Organgesellschaft vereinbart war. 
Die Klage vor dem Niedersächsischen Finanzgericht hatte keinen Erfolg (siehe 
unseren Blogbeitrag). 
Entscheidung des BFH 
Der BFH hat sich der Entscheidung der Vorinstanz angeschlossen und die 
Revision als unbegründet zurückgewiesen. 
Ausschüttungen, die eine deutsche Organgesellschaft von einer dänischen 
Tochter-Kapitalgesellschaft bezieht, sind in dem der deutschen Organträger-
Personengesellschaft zuzurechnenden Einkommen in voller Höhe -ohne 
Anwendung des § 8b Abs. 1 KStG- enthalten (§ 15 Satz 1 Nr. 2 KStG). 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202520048/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/presse/pressemeldungen/detail/wirtschaftliches-eigentum-an-zur-sicherheit-uebereigneten-aktien/
https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/235823/koerperschaftssteuerrechtliche-zulaessigkeit-einer-sog.-einheits-gmbh-co.-kg-europarechtskonformitaet-der-sog.-bruttomethode-nach-15-satz-1-nr.-2-satz-1-kstg/
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Ein Verstoß gegen Art. 4 Abs. 1 der Richtlinie 90/435/EWG des Rates vom 
23.07.1990 über das gemeinsame Steuersystem der Mutter- und 
Tochtergesellschaften verschiedener Mitgliedstaaten (Mutter-Tochter-
Richtlinie) ist damit nicht verbunden. 
Fundstelle 
BFH, Urteil vom 6. Februar 2025 (IV R 29/22), veröffentlicht am 27. März 2025. 
 

Business Meldungen 
 
Geschäftsleiterpflichten nach § 1 StaRUG: Entwurf eines IDW-Standards zur 
Ausgestaltung der Krisenfrüherkennung und des Krisenmanagements 
 
Dieser Beitrag ist Bestandteil unserer Reihe zur Organhaftung. Zuletzt ist am 20. 
Dezember 2024 ein Überblick unter dem Titel „Haftungsrisiken für 
Führungskräfte 2025“ erschienen. An die dort geschilderten Haftungsrisiken im 
Zusammenhang mit steigenden Insolvenzraten knüpft der hiesige Beitrag an. 
 
Den Beitrag finden Sie hier. 

 
Terminplaner 
  
Steuern zum Frühstück 
Webcast, 29.04.2025 
 

 

Wir freuen uns auf Sie! 
 

 
 
 
 
 
 

 

 
 
 
Noch Fragen? 
 
Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine E-Mail. 

 

Alle aktuellen Veranstaltungen finden  
Sie in der PwC Veranstaltungssuche. 
 

 
 
 

VERANSTALTUNGSSUCHE 
 

mailto:gunnar.tetzlaff@pwc.com
https://www.pwc-events.com/steuernzumfruehstueck
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202510050/
https://legal.pwc.de/de/news/fachbeitraege/haftungsrisiken-fuer-fuehrungskrafte-2025
https://legal.pwc.de/de/news/fachbeitraege/haftungsrisiken-fuer-fuehrungskrafte-2025
https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/248262/geschaeftsleiterpflichten-nach-1-starug-entwurf-eines-idw-standards-zur-ausgestaltung-der-krisenfrueherkennung-und-des-krisenmanagements/
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
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Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 
einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 
Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 
Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 
durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. 
Meinungsbeiträge geben die Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 
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